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Freitag, 4. Juni 2010, 19.45 Uhr, Mehrzweckhalle Nidermatt

Protokoll

Vorsitzender:
Markus Büttikofer, Gemeindeammann
Protokollführer:
Martin Maumary, Gemeindeschreiber

Stimmenzähler:
Marlen Fischer-Mattenberger und Christoph Hirt

Anzahl der Stimmberechtigten laut Stimmregister:
135
Quorum für die abschliessende Beschlussfassung:
  27
(gemäss § 30 GG = 1/5 der Stimmberechtigten)
Bei der Eröffnung der Versammlung sind anwesend:
  11
Alle Beschlüsse der heutigen Gemeindeversammlung unterstehen damit dem fakultativen Referendum.
Traktanden

1.
Protokoll der Versammlung vom 04. Dezember 2009
2.
Verwaltungsrechnung 2009
3.
Rechenschaftsbericht 2009/2010

4.
Verschiedenes

Die Traktandenliste wird ohne Diskussion einstimmig genehmigt.
1.  Protokoll

Das Protokoll der Ortsbürger-Gemeindeversammlung vom 04. Dezember 2009 wird diskussionslos und einstimmig genehmigt.
2.  Verwaltungsrechnung 2009
Zum Rechnungsabschluss wird auf den vorgängig zugestellten Rechnungsauszug verwiesen.

Die Finanzkommission hat die Verwaltungsrechnung 2009 geprüft. Der positive Prüfungsbefund liegt vor.
Antrag

Genehmigung der Verwaltungsrechnung 2009.
Diskussion:
Keine.
Abstimmung

Die Abstimmung wird vom Präsidenten der Finanzkommission, Herrn Daniel Zimmermann, vorgenommen.

Der behördliche Antrag wird einstimmig gutgeheissen.
3.  Rechenschaftsbericht 2009/2010
Diesbezüglich wird ebenfalls auf die Erläuterungen in der Botschaft verwiesen.

Antrag

Genehmigung des Rechenschaftsberichts 2009/2010.
Diskussion:
Keine.
Abstimmung

Der behördliche Antrag wird einstimmig gutgeheissen.
4.  Verschiedenes und Umfrage
Keine Mitteilungen oder Eingaben.
------------

Schluss der Versammlung:
19.51 Uhr.

Der Gemeindeammann:
Der Gemeindeschreiber:

Sig. Markus Büttikofer
Sig. Martin Maumary

Rechtskraftbescheinigung

Nach unbenütztem Ablauf der Referendumsfrist sind sämtliche Beschlüsse der Ortsbürger-Gemeindeversammlung vom 04. Juni 2010 - am 12. Juli 2010 - in Rechtskraft erwachsen.

Einwohner-Gemeindeversammlung

Freitag, 4. Juni 2010, 20.15 Uhr, Mehrzweckhalle Nidermatt

Protokoll

Vorsitzender:
Markus Büttikofer, Gemeindeammann
Protokollführer:
Martin Maumary, Gemeindeschreiber 
Stimmenzähler:
Marlen Fischer-Mattenberger

Doris Jung-Ambühl

Roland Fischer

Christoph Hirt

Peter Frey
Anzahl der Stimmberechtigten laut Stimmregister:
1'825
Quorum für die abschliessende Beschlussfassung:
   365
gemäss § 30 des GG = 1/5 der Stimmberechtigten
Bei der Eröffnung der Versammlung sind anwesend:
   144
Absolutes Mehr:

     73
Mit dieser Präsenz unterliegen alle Beschlüsse der heutigen Einwohner-Gemeinde-versammlung dem fakultativen Referendum. Davon ausgenommen bleiben formelle Beschlüsse der Gemeindeversammlung auf Ablehnung oder Zusicherung des Gemeindebürgerrechtes.

Die heutigen Verhandlungen werden wiederum auf Tonband aufgenommen. Diese Aufnahmen dienen als Protokollhilfe. Die Anwesenden werden gebeten, ihre Han-dys so einzustellen, dass keine Störungen im Versammlungsablauf eintreten werden.

Alle Abstimmungen werden offen vorgenommen, sofern nicht ein Viertel der Anwesenden eine geheime Abstimmung verlangt. Ein Antrag auf geheime Abstimmung muss zu jedem Traktandum separat gestellt werden.

Traktanden

  1.
Protokoll der Versammlung vom 04. Dezember 2009
  2.
Einbürgerungsvorlagen
  3.
Verwaltungsrechnung 2009
  4.
Rechenschaftsbericht 2009/2010
  5.
Feuerwehr-Fusion Eigenamt. Satzungen und Verpflichtungskredit
  6.
Schulraumplanung. Projektierungskredit

  7.
Strategie. Verpflichtungskredit
  8.
Verschiedenes
Der Vorsitzende stellt fest, dass die Einladung zur heutigen Versammlung mit der Zustellung der Unterlagen rechtzeitig erfolgte und demzufolge über die Verhandlungsgegenstände gemäss Traktandenliste materiell Beschluss gefasst werden kann. 

Aus der Versammlung erfolgen keine Wortmeldungen zur Traktandenliste. Dieser wird stillschweigend zugestimmt.

1.  Protokoll Einwohner-Gemeindeversammlung 
    vom 04. Dezember 2009
Die Erläuterungen werden von Gemeindeammann Markus Büttikofer erteilt:
Das Protokoll der letzten Einwohner-Gemeindeversammlung konnte bei der Gemeindekanzlei bezogen oder auf der Homepage www.birr.ch heruntergeladen werden. Zudem lag es während der Aktenauflage öffentlich zur Einsichtnahme auf. 

Die Finanzkommission hat das Protokoll der Einwohner-Gemeindeversammlung vom 04. Dezember 2009 geprüft und festgestellt, dass dasselbe den Vorlagen sowie dem Beratungsergebnis und den von der Gemeindeversammlung gefassten Beschlüssen entspricht.

Antrag

Genehmigung des Protokolls.

Diskussion:
Keine.
Abstimmung

Mit grosser Mehrheit Genehmigung des Protokolls, ohne Gegenstimmen.

Gemeindeschreiber Martin Maumary wird die Verfassung des Protokolls bestens verdankt.

2.  Einbürgerungsvorlagen. Beschlussfassungen
Die Erläuterungen zu diesem Traktandum werden von Gemeinderat Daniel Hab-lützel, gestützt auf die Erklärungen des Gemeinderates in der Botschaft, erteilt. 

Vom Gemeinderat, gestützt auf das Ergebnis der Abklärungen durch die Kommission für das Einbürgerungsverfahren, werden der Gemeindeversammlung folgende Bürgerrechtsvorlagen zur Beschlussfassung vorgelegt:
I.

Burunlu Mehmet, 1966, verheiratet, mit den Kindern Berfin, 1998 und Sahin, 2002, alle von der Türkei, 5242 Birr, Wyde 7.
Antrag:
Zusicherung des Gemeindebürgerrechts mit einer Gebühr von



Fr. 2’000.00.

II.

Dushaj Diana, 1988, ledig, von Kosovo, 5242 Birr, Wyde 13. 

Antrag:
Zusicherung des Gemeindebürgerrechts mit einer Gebühr von



Fr. 1’000.00.

III.

Dushaj Frrok, 1963, verheiratet, mit dem Sohn Andrian, 1997, beide von Kosovo, 5242 Birr, Wyde 13.
Antrag:
Zusicherung des Gemeindebürgerrechts mit einer Gebühr von



Fr. 1’500.00.

IV.

Dushaj Jeton, 1990, ledig, von Kosovo, 5242 Birr, Wyde 13.
Antrag:
Zusicherung des Gemeindebürgerrechts mit einer Gebühr von


Fr. 1’000.00.

V.
Dushaj Vilson, 1992, ledig, von Kosovo, 5242 Birr, Wyde 13.

Antrag:
Zusicherung des Gemeindebürgerrechts mit einer Gebühr von


Fr. 1'000.00.
VI.

Jevremovic Sasa, 1978, verheiratet, mit der Tochter Andjelija, 2007, beide von Serbien, 5242 Birr, Wyde 4.
Antrag:
Zusicherung des Gemeindebürgerrechts mit einer Gebühr von


Fr. 1’500.00.

VII.

Nrecaj Vjollca, 1987, ledig, von Kosovo, 5242 Birr, Wyde 3.
Antrag:
Zusicherung des Gemeindebürgerrechts mit einer Gebühr von


Fr. 1'000.00.
VIII.

Ouslama-Mouheb Ali und El Djida, 1962/1965, mit den Kindern Yanis, 1995, Amel, 1997 und Lyes, 2008, alle von Algerien, 5242 Birr, Quellenstrasse 7.
Antrag:
Zusicherung des Gemeindebürgerrechts mit einer Gebühr von


Fr. 3’500.00.

Sämtliche anwesenden Gesuchsteller verlassen für die Abstimmungen das Versammlungslokal.

Diskussion:
Gemeinderat Daniel Hablützel dankt der Einbürgerungskommission für die tatkräftigen Unterstützungen und Entlastungen bei der Bearbeitung der Gesuche. Sie nehmen die Abklärungen mit viel Engagement vor und prüfen die Gesuche nach den gesetzlichen Grundlagen.

Verena Wernli-Schneider ist der Ansicht, dass die Einbürgerungen von gesamten Familien angestrebt werden sollen. Bei mehreren Gesuchen, über welche heute abgestimmt wird, soll die Ehefrau nicht eingebürgert werden. Einbürgerungen von einzelnen Familienmitgliedern (z.B. Ehemann) führen zu mangelnder Integration. 
Gemeinderat Daniel Hablützel teilt mit, dass Einbürgerungen von einzelnen Familienmitgliedern gemäss der rechtskräftigen Gesetzgebung zulässig sind. Die Gesuchsteller werden jedoch von der Verwaltung, dem Gemeinderat und der Einbürgerungskommission darauf hingewiesen, Einbürgerungen ganzer Familien zu fördern. Dies entspricht auch den Wünschen gemäss der Charta von Birr.

Ursula Kupferschmid-Sturzenegger möchte wissen, ob erleichterte Einbürgerungen auch bei ursprünglichen ausländischen Staatsangehörigen möglich seien.
Gemeinderat Daniel Hablützel informiert, dass dies grundsätzlich nur bei Personen mit Schweizer-Abstammung möglich sei (Ausnahme: Als ledig eingebürgerte Ausländer).
Gemeindeammann Markus Büttikofer hält fest, dass der Gemeinderat und die Einbürgerungskommission die vorerwähnten Anliegen bei den Gesuchstellern anbringen und sie auf die gewünschte Integration aufmerksam machen. In bestens bekannten Bundesgerichtsentscheiden wurde jedoch zu Gunsten der Gesuchsteller entschieden. 
Bei den Gesuchsbehandlungen wird vielfach festgestellt, dass vor allem Ehefrauen aus den osteuropäischen Ländern die gestellten Anforderungen nicht erfüllen können. 

Pia Sturzenegger-Herger wünscht ebenfalls die Einbürgerungen von gesamten Familien. Die Ehemänner sollen angespornt werden, jeweils mit der Gesuchseinreichung zuzuwarten, bis alle Familienmitglieder richtig integriert sind.

Marcel Tenzin, Präsident der kommunalen Einbürgerungskommission (EBK), stimmt dem Votum von Frau Sturzenegger zu. Die EBK stellt vielfach fest, dass Ehefrauen die Einbürgerungstests nicht bestehen. Dieser Test sei sehr anspruchsvoll und in den verschiedensten Bereichen werden fehlende Kenntnisse festgestellt. Die Integration sei ein wichtiges Kriterium für eine Einbürgerung. 

Den Gesuchstellern steht jedoch das Recht zu, Gesuche für einzelne Familienmitglieder zu stellen.

Milutin Vucic hält fest, dass es den Gesuchstellern zustehe, Gesuche für einzelne Familienmitglieder einzureichen. 

Gemeinderat Daniel Hablützel fügt nochmals an, dass der Gemeinderat und die Einbürgerungskommission die Familienintegration fördern wollen.

Eine weitere Diskussion wird nicht verlangt.

Abstimmungen

Sämtliche Abstimmungen werden offen vorgenommen. Folgende Abstimmungser-gebnisse werden ermittelt:

Bürgerrechtsbewerber
Zustimmung
Ablehnung

------------------------------
-----------------
---------------

  1.
Burunlu Mehmet mit den Kindern Berfin


und Sahin
  68
51
  2.
Dushaj Diana
116
  3
  3.
Dushaj Frrok mit dem Sohn Andrian
  70
45
  4.
Dushaj Jeton
110
  3
  5.
Dushaj Vilson
119
  2
  6.
Jevremovic Sasa mit der Tochter Andjelija
  64
53
  7.
Nrecaj Vjollca
120
  4
  8.
Ouslama-Mouheb Ali und El Djida mit den


Kindern Yanis, Amel und Lyes
  99
15
Nach dem Wiedereintritt in das Versammlungslokal werden den Bewerbern die Ergebnisse durch Gemeinderat Daniel Hablützel eröffnet. Allen Gesuchen wurde zugestimmt.

Der Vorsitzende gratuliert den Gesuchstellern recht herzlich (Applaus).  Er stellt fest, dass mit dem Bürgerrechtsantrag der Wunsch zum Ausdruck komme, in unserer Gemeinde und in unserem Land eine neue Heimat zu erhalten. Im Gegenzug könne erwartet werden, dass nach der Bürgerrechtsverleihung die Kultur unseres Landes und das gesellschaftliche Umfeld respektiert und die Bereitschaft aufgebracht werde, Rechte und Pflichten zu übernehmen.

3.  Verwaltungsrechnungen 2009

Die Erläuterungen zu diesem Traktandum werden von Gemeindeammann Markus Büttikofer, gestützt auf die Erklärungen in der Botschaft und anhand weiterer aussagekräftiger Folien, erteilt:

Das Rechnungsergebnis ist im zugestellten Rechnungsauszug detailliert erläutert.

Der Rechnungsabschluss 2009 wurde letztmals nach dem alten Rechnungsmodell vorgenommen.
Rechnung 2009. Punktlandung vollzogen.
Die Rechnung der Einwohnergemeinde  schliesst - nach Vornahme der vorgeschriebenen Abschreibungen von Fr. 561'350.00 - mit einem  Ertragsüberschuss von Fr. 1'411'686.15 ab, welcher dem Eigenkapital zugewiesen wird. Das Eigenkapital erhöht sich somit per 31. Dezember 2009 auf Franken 11'097'880.01. Bei einer Selbstfinanzierung von Fr. 1'973'036.15 und einem Überschuss der Investitionsrechnung 2009 im Betrag von Fr. 19'581.80 verbleiben somit Fr. 1'992'617.95
zum Schuldenabbau. Der Voranschlag 2009 rechnete mit einer Eigenfinanzierung von Fr. 1'876'550.00. Die Rechnung 2009 schliesst also um Fr. 96'486.15 besser ab als veranschlagt.

Die Schuldenlast der Einwohnergemeinde hat sich auf Fr. 11,9 Mio. verringert. Bei den Steuern konnte erfreulicherweise ein Mehrertrag gegenüber dem Voranschlag 2009 registriert werden.

Wasserversorgung

Die Rechnung der Wasserversorgung schliesst - nach Vornahme der vorgeschriebenen Abschreibungen von Fr. 257'185.00 - mit einem Ertragsüberschuss von
Fr. 88'568.50 ab, welcher für zusätzliche Abschreibungen verwendet wird. Der Voranschlag rechnete mit Abschreibungen von insgesamt Fr. 341'700.00, die Rechnung schliesst somit um Fr. 4'053.50 besser ab als veranschlagt.
Für das Jahr 2010 ist wiederum mit Aktiensteuer-Einnahmen von rund 2,5 Mio. Franken zu rechnen. 
Eine Diskussion und Konsultation der einzelnen Rechnungskreise wird nicht gewünscht.

Antrag
Genehmigung der Verwaltungsrechnungen 2009.

Diskussion
Yvette Hofer-Rohr hat in den Rechnungsunterlagen erstaunt festgestellt, dass seit dem Rechnungsjahr 1995 Steuerausstände ausgewiesen werden. Gibt es tatsächlich in unserer Gemeinde Leute, welche die Steuern nicht bezahlen?

Daniel Zimmermann, Präsident der Finanzkommission, teilt mit, dass die Fiko diese Tatsache leider auch besorgt festgestellt hat. Der Gemeinderat und die Fiko 
beraten den Sachverhalt. Die Ausstände entsprechen leider dem kantonalen Mittel. Die Finanzverwaltung schöpft alle Möglichkeiten aus, um die ausstehenden Guthaben eintreiben zu können.

Eine weitere Diskussion wird nicht verlangt. 
Abstimmungen

Die Rechnungen 2009 der Einwohnergemeinde und der Wasserversorgung werden vom Präsidenten der Finanzkommission, Daniel Zimmermann, zur Abstimmung gebracht und mit grosser Mehrheit genehmigt, ohne Gegenstimmen.
Abschliessend wird vom Gemeindeammann der Dank des Gemeinderates an die Finanzverwaltung zum Ausdruck gebracht. Die fachlich einwandfreie Rechnungsführung wird lobend erwähnt. Der Finanzkommission werden die Prüfungsarbeiten ebenfalls bestens verdankt.
4.  Rechenschaftsbericht 2009/2010

Die Erläuterungen zu diesem Traktandum werden durch Gemeindeammann Markus Büttikofer, gestützt auf die Erklärungen des Gemeinderates in der Botschaft, erteilt.

Der Rechenschaftsbericht wurde in den Versammlungsunterlagen abgedruckt und allen Stimmberechtigten zugestellt. Zudem lag er während der Aktenauflage öffentlich auf.

Antrag
Abnahme des Rechenschaftsberichtes 2009/2010.

Diskussion:
Keine.

Abstimmung
Dem behördlichen Antrag wird grossmehrheitlich und ohne Gegenstimmen zugestimmt.
5.  Feuerwehr-Fusion Eigenamt
Die Erläuterungen zu diesem Traktandum werden durch Gemeindeammann Markus Büttikofer, gestützt auf die Erläuterungen in den Versammlungsunterlagen, erteilt.

Ausgangslage /Vorgeschichte zum Gemeindeverband "Regionale Feuerwehr Eigenamt"

Die Gemeinden sind verpflichtet, auf eigene Kosten die ihren Verhältnissen angepasste Organisation der Feuerwehr und deren Einsatzbereitschaft sicherzustellen. Ein diesbezüglicher Alleingang einer Gemeinde kann zu unverhältnismässig hohen Kosten führen. In einem ersten Schritt belohnte die Aargauische Gebäudeversicherung (AGV) Gemeinden, die ihre Feuerwehren zusammenlegten. In einem zweiten Schritt werden Gemeinden, die diesen Schritt nicht unternehmen, finanziell bestraft. Neben diesen finanziellen Aspekten steht aber heutzutage immer mehr die beschränkte Verfügbarkeit der Angehörigen der Feuerwehren im Vordergrund. Nur noch ein Bruchteil aller Feuerwehrleute hat ihren Arbeitsplatz am Wohnort. Daher müssen in der Regel bei einem Ereignis meist mehrere Ortsfeuerwehren gleichzeitig aufgeboten werden, damit auf einem Schadenplatz genügend Mittel zur Verfügung stehen.
Erschwerend kam in der Zwischenzeit hinzu, dass die AGV in der Feuerfondsverordnung mit dem Geldhahn die Gemeinden zu Schicksalsgemeinschaften nötigen will (2. Schritt). Mit anderen Worten, diejenigen 
Gemeinden, die nach Ansicht des AGV fusionieren müssen, erhalten ordentliche Beiträge. Wer nicht fusioniert, bestraft sich finanziell selbst und die fusionswilligen Gemeinden mit tieferen Subventionen. Zu fusionieren haben also Birrhard, und Scherz, damit die vollen Subventionszahlungen gewährt werden.

Die Gemeinderäte der Gemeinden Birr, Birrhard, Lupfig und Scherz haben im Jahr 2007 durch Gemeinderatsbeschlüsse eine Absichtserklärung unterzeichnet, dass sie offen und sachlich eine gemeindeübergreifende Zusammenarbeit der beiden Feuerwehren Birr-Birrhard und Lupfig-Scherz anstreben.

Aufgrund dieser Ausgangslage haben die Gemeinderäte eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die den Projektauftrag zur Schaffung der Grundlagen der regionalen Feuerwehr Eigenamt erhielt. An verschiedenen Sitzungen wurden die nun vorliegenden Grundlagen erarbeitet. Nachdem sich im Anschluss alle Gemeinderäte positiv zum Zusammenschluss oder zu Kooperationen äusserten, können nun die Satzungen über den Gemeindeverband Feuerwehr Eigenamt den Stimmberechtigten zur Beratung und Beschlussfassung unterbreitet werden.

Organisationsform und Standorte
In die nachfolgend geschilderte Organisationsform wurden die vier erwähnten Gemeinden einbezogen. Sie müsste überdenkt und/oder angepasst werden, wenn einzelne Gemeinden sich an der Fusion nicht beteiligen. Grundlage der Fusion ist ein sogenannter Gemeindeverband, eine eigenständige öffentlich-rechtliche Körperschaft, mit einem Vorstand, einer Kontrollstelle und einer Feuerwehrkommission. Möglich wäre auch ein Gemeindevertrag gewesen. Das Mitspracherecht der Nicht-Sitzgemeinden wäre aber in diesem Fall sehr eingeschränkt gewesen.
In der fusionierten Feuerwehr sind folgende Standorte vorgesehen:

	Lupfig
	5 Achsen
	Gesamter Fahrzeugpark und Einsatzmaterial

	Birr
	3 Achsen
	Materialdepot


Das Magazin in Birr wird nur noch für eine Übergangsphase von max. neun Jahren benötigt. Birrhard und Scherz verlieren ihre Magazine und können sie anderweitig nutzen, was in Scherz bereits erfolgt ist. Die Standortgemeinde wird vom Verband mit einem Mietzins entsprechend entschädigt. Die von der Aargauischen Gebäudeversicherung vorgegebenen Einsatzzeiten können in jedem Fall und in der ganzen Region eingehalten werden.

Mannschaftsbestand und Kosten

Ab 1. Januar 2011 sollen der vereinigten Feuerwehr noch rund 100 Personen angehören. Es wird Wert darauf gelegt, dass in der Feuerwehr Personen aus allen Gemeinden Dienst leisten und bis in zwei Jahren bekleidungsmässig einheitlich auftreten.

Jährliche Kosten: Im Jahr 2008 kostete der Betrieb der beiden Feuerwehren zusammen Fr. 378'100.00 oder Fr. 51.00/Einwohner. Die vereinigte Feuerwehr wird in den Jahren 2011 und 2012 durchschnittlich mit einem Jahresbudget von Franken 276'600.00 oder Fr. 37.30/Einwohner und ab dem Jahr 2013 noch mit Franken 224'910.00 oder im Durchschnitt Fr. 30.35/Einwohner auskommen. Die Einsparung beträgt somit knapp Fr. 20.00/Einwohner oder für das ganze Eigenamt ca. Franken  153'200.00/Jahr.
Die Ausstattung der regionalen Feuerwehr ist mit einmaligen Kosten verbunden: Die Bekleidung muss angepasst werden, die Atemschutzgeräte sind auf einen einheitlichen Bestand zu ergänzen, Fahrzeuge sind teilweise umzurüsten und neu zu beschriften, Mannstunden für den Organisationsaufbau und die Anschaffung einer Anhängeleiter AHL verursachen weitere Kosten bis zum Gesamtbetrag von netto Fr.  93'880.00.

An langfristigen Investitionen stehen an: Ersatz der Tanklöschfahrzeuge TLF (Jahr 2016: Fr. 600'000.00), Ersatz Zugkraftfahrzeug ZKF (Jahr 2018: Fr. 110'000.00), Ersatz Verkehrsfahrzeug VAF (Jahr 2023: Fr. 100'000.00), Ersatz Pikettfahrzeuge SPF (Jahr 2025: Fr. 400'000.00), Ersatz Personentransportfahrzeug PRF (Jahr 2037: Fr.  100'000.00), Atemschutzgeräte (Jahr offen: Fr. 85'000.00) Gesamte Erneuerung der Brandschurzbekleidung (Jahr 2020: Fr. 160'000.00), TOTAL in 20 Jahren Fr. 1'550'000.00 oder Fr. 66'500.00/Jahr.
Die Satzungen sehen vor, dass grössere Anschaffungen bezüglich Bekleidung und Atemschutzgeräte bis zum Betrag von ca. 1 % der Steuereinnahmen aller Gemeinden durch den Vorstand beschlossen werden können. Höhere Anschaffungen bedürfen der Zustimmung der Gemeindeversammlungen. Bei Fahrzeugbeschaffungen soll die Limite für Vorstandsbeschlüsse bei 1.5 Steuerprozenten liegen.

Das von den Gemeindefeuerwehren in die Regionalfeuerwehr eingeworfene Feuerwehrmaterial wird bezüglich Fahrzeuge, Brandschutzbekleidung und Atemschutzgeräte einem Wertausgleich unterstellt. Bewertet werden der Anschaffungswert, das Alter und die Lebensdauer der Gerätschaften. Für das eingeworfene Material wird auf Ausgleichszahlungen verzichtet.

	Gemeinde
	Einwohner
	Einwurf

	Birr
	4'065
	115'028

	Birrhard
	   652
	  23'170

	Lupfig
	2'080
	122'000

	Scherz
	   617
	  12'992

	
	
	

	Total
	7'414
	273'190


Kostenverteiler und Kostenübersicht

Der Kostenverteiler unter den Gemeinden sieht vor, dass die Einwohnerzahl zu 50 % massgebend sein soll. Der Risikofaktor, wie Gemeinden über besonders risikobehaftete Betriebe, Anlangen usw. verfügen, soll mit 40 % berechnet werden und die restlichen 10 % werden als Sockelbeitrag unter den Gemeinden gleichmässig verteilt, weil jede Gemeinde eine gewisse Grundausstattung benötigt.

Gesamthaft verursachen der Aufbau und der Betrieb der regionalen Feuerwehr für die vier Gemeinden voraussichtlich folgende Kosten:

	Gemeinde
	Einmalige Kosten
	Wiederkehrende Kosten
	Kosten pro Einwohner und Jahr

	
	Fusion
	Wertausgleich
	Total
	2011/12
	Ab 2013
	Ab 2013*)
	Bisher ( 2008

	Birr
	40'775
	0
	40'775
	120'130
	 97'690
	24.03
	39.36

	Birrhard
	  7'880
	0
	  7'880
	  23'210
	 18'875
	28.95
	40.64.

	Lupfig
	36'515
	0
	36'515
	107'580
	 87'480
	42.06
	74.04

	Scherz
	8'710
	0
	  8'710
	  25'660
	 20'865
	33.82
	60.94

	Total
	93'880
	0
	93'880
	276'580
	224'910
	
	


*) unterschiedliche Kosten infolge Sockelbeitrag von 10 % und Risikofaktor von 40%
Zu den einmaligen Kosten fallen noch Ausgaben für Mehrwertsteuer und Diverses an, weshalb für die Gemeinde Birr ein Verpflichtungskredit von Franken 45'000.00 realistisch ist.
Diese Angaben basieren auf der Annahme, dass alle vier Gemeinden sich für die Feuerwehrfusion entscheiden. Sollte an einer Gemeindeversammlung eine oder mehrere Gemeinden der Feuerwehrfusion nicht zustimmen, kann eine Fusion im vorgesehenen Rahmen nicht vollzogen werden.

Würdigung

Die bereits vollzogene, „kleine“ Fusion mit Birrhard,  hat gezeigt, dass die Kräfte optimal eingesetzt werden konnten und eine enorme Kosteneinsparung resultierte. Mit der nun geplanten, grösseren Fusion wird eine gelebte Zusammenarbeit auf der administrativen Ebene der Verbandstufe vereinfacht. Vom Einsatz her wird
nicht viel verändert. Die beiden Feuerwehren arbeiten bereits heute schon eng miteinander zusammen. Es kann jedoch noch einmal eine Kosteneinsparung erzielt werden, was einer weiteren Optimierung entspricht.
Ergänzend zu diesen Informationen weist der Vorsitzende auf die Erläuterungen an der öffentlichen Informationsveranstaltung vom 25. Mai 2010 hin. 

Anhand eines Feuerwehr-Einsatzes vom Versammlungstag unterstreicht er die sehr gut funktionierende Zusammenarbeit zwischen den derzeitigen Ortsfeuerwehr sowie der Betriebsfeuerwehr ALSTOM, Werk Birr. 

Anträge
a)
Die Satzungen des Gemeindeverbandes "Regionale Feuerwehr Ei-


genamt" seien zu genehmigen.

b)
Der fusionsbedingte Verpflichtungskredit von Fr. 45'000.00 (einma-

          lige Kosten) sei zu genehmigen.

Diskussion:
Josef Keller möchte wissen, ob für den Pikettdienst genügend Feuerwehrleute zur Verfügung stehen. Pikettdienste müssen auch tagsüber geleistet werden. Einige Angehörige der Feuerwehren Birr-Birrhard und Lupfig-Scherz arbeiten auswärts und sind tagsüber nur nach einem längeren Anfahrtsweg verfügbar. 
Gemeindeammann Markus Büttikofer erklärt, dass diese Abklärungen von seinem Ressortvorgänger Marcel Egger getätigt worden sind. Der personelle Bestand entspricht den gesetzlichen Vorgaben.

Erich Meyer (Kommandant Feuerwehr Birr-Birrhard) bestätigt, dass auch in der fusionierten Feuerwehr keine personellen Engpässe bestehen werden. Aus der Feuerwehr Birr-Birrhard haben sich 65 Personen und aus der Feuerwehr Lupfig-Scherz 25 Personen zu einer Mitwirkung in der neuen Feuerwehr Eigenamt entschlossen. 27 Mannschaftsangehörige sind zurzeit noch unschlüssig.

Zudem teilt er der Versammlung mit, dass er soeben per SMS erfahren habe, dass sowohl Lupfig als auch Birrhard der Fusion zugestimmt haben. Der Entscheid von Scherz sei noch ausstehend.

Hans Peter Meyer ist ein Befürworter von regionalem Zusammenarbeiten. Geld einsparen sei gut und förderlich, aber nicht zu Lasten der Sicherheit.
Die fusionierte Feuerwehr soll aus 100 Personen bestehen, die Meisten gehören jedoch zur Zeit der Feuerwehr Birr-Birrhard an. 

Aus seiner langjährigen Erfahrung als Feuerwehrangehöriger weiss er, dass Sicherheit und Personenschutz nicht von Geld abhängig sein dürfen.

Den geplanten, neuen Magazin-Standort in Lupfig bezeichnet er als ungenügend direkt neben dem Schulhaus wo Kinder spielen und mitten in der "Zone 30". Wurde der Standort bezüglich dieser Gefahren abgeklärt?
Sofern die Fusion zustande kommt, bietet das Magazin in Lupfig bald zuwenig Platz und die Planung eines neuen Magazins müsse wohl bald in Angrifft genommen werden.

Gemeindeammann Markus Büttikofer beteuert, dass es das Bestreben aller Beteiligten sein, dass die Sicherheit nicht zu Gunsten von Einsparungen leiden darf. 
Bei den Fusionsverhandlungen wurden die Aussagen und Ratschläge der Aargauischen Gebäudeversicherung befolgt. 

Zu den vorerwähnten Zahlen des Feuerwehrkommandanten sei hinzuzufügen, dass aus Lupfig und Scherz sicher noch mehr Feuerwehrleute für die neue Feuerwehr rekrutiert werden können. Der Mannschaftsbestand wird sicher noch erhöht. Dies sei auch das Bestreben des neuen Feuerwehrkommandanten und seinem Team.

Zurzeit hat sich der Magazinstandort - beim bestehenden Magazin - in Lupfig als die beste Variante aufgezeigt, trotz Schulbetrieb und Tempo-30-Zone. Bis anhin hat sich dieser Standort auch bewährt.

Die Planung eines neuen Magazins sei nicht abgeschlossen. Auch im Zusammenhang mit den Fusionsgesprächen wurden verschiedene Varianten geprüft. Unter anderem wurden Verhandlungen mit der ALSTOM bezüglich einem gemeinsamen Magazin für Orts- und Werkfeuerwehr geführt. Seitens der ALSTOM wurde schlussendlich eine Absage erteilt.

In sämtlichen Inspektionsberichten der letzten 15 Jahre hat das AGV auf die nicht idealen Verhältnisse in Birr hingewiesen. Mit der Fusion sollen Optimierungen für die Zukunft geschaffen werden. Die Sicherheit soll dabei weiterhin im Vordergrund stehen.

Eine weitere Diskussion wird nicht verlangt.

Abstimmungen
Über die beiden Teilanträge wird gemeinsam abgestimmt. Sowohl den Satzungen als auch dem Verpflichtungskredit wird grossmehrheitlich zugestimmt.
6.  Schulraumplanung. Projektierungskredit
Die Erläuterungen zu diesem Traktandum werden durch Gemeinderat Alfred Hatt, gestützt auf die Erläuterungen in den Versammlungsunterlagen, erteilt.

Ausgangslage "von 5/4 zu 6/3 "
Die Bildungsrahmenartikel der Bundesverfassung haben zum Ziel, einen "Bildungsraum Schweiz" zu formen. Dafür sollen das Schuleintrittsalter, die Erfüllung der Schulpflicht, Dauer und Bildungsziele der Primar- und der Oberstufe und die Übergänge zwischen den Schulstufen einheitlich sein. Das Aargauer Schulsystem mit fünf Jahren Primarschule und vier Jahren Oberstufe erfüllt diese Anforderungen zurzeit nicht. 
Die Primarschule soll deshalb um ein Jahr verlängert werden, die Oberstufe um eines verkürzt. Beide Systeme 5/4 und 6/3 haben pädagogische Vor- und Nachteile. Massgeblich ist, dass sich der Aargau damit der grossen Mehrheit der Kantone angleicht, die das System 6/3 seit Jahren kennen. 
Aus diesen Überlegungen wurde vom Gemeinderat eine Arbeitsgruppe eingesetzt, welche die Grundlagen für nötige Schulbauten auf das Schuljahr 2013/2014 für die 

Gemeinde Birr erarbeiten soll, unter Berücksichtigung der eventuellen Umstellung auf das Schulsystem 6/3, sowie der Einführung von Tagesstrukturen auf das Schuljahr 2012/2013.

Allgemeine Überlegungen
· Unabhängig vom laufenden politischen Prozess (Grundsatzentscheid Regierungsrat, SVP-Initiative, Harmos, Bildungsraum Nordwestschweiz) benötigt die Schule Birr zusätzlichen Schulraum. Grundsätzlich kann man davon ausgehen, dass zumindest mittelfristig das Schulsystem Schweiz vereinheitlicht wird (2 Jahre Kindergarten, 6 Jahre Primarschule, 3 Jahre Oberschule)
· Die folgenden Vorschläge bezüglich Schulraum basieren auf den hypothetischen Schülerzahlen von 2013/14 (Stand Ende Jahr 2009).

· Stehen Pestalozzischulhaus und Kindergarten Wyde weiterhin als Standorte zur Verfügung?
· Instrumentalunterricht in der Primarschule?
· Schulhausplatz stufengerecht vor dem Standort der jeweiligen Stufe gestalten?
Schulraumplanung nach Bedarfsanalyse. Standorte und Bedarf

	Geplante Schulstandorte (Liste neu ab 2013)

	Nr.
	Standort
	Anzahl Abteilungen

	1
	Kindergarten Pestalozzi 
	Aufgehoben

	2
	Doppelkindergarten Wyden
	2

	3
	Kindergarten Wyden7
	Aufgehoben

	4
	Schulzentrum Nidermatt
	26

	4a
	Schulzentrum Nidermatt Halle
	

	4b
	Schulzentrum Nidermatt Anbau
	11

	
	Total
	ca. 37


Neuer Bedarf in m2
	Anzahl
	Neuer Bedarf: Räume / Nutzung
	m2
	Total in m2

	6
	Unterricht allg.
	70
	420

	2
	Fremdsprachenunterricht 
	35
	70

	1
	Werken
	105
	105

	2
	Instrumentalunterricht
	35
	70

	6
	Gruppenräume
	35
	210

	1
	Arbeitsraum Lehrer
	35
	35

	1
	Tagesstrukturen
	105
	105

	1
	Therapieraum 
	35
	35

	1
	Aula / Singsaal
	175
	175

	3
	Büro Schulleitung
	25
	75

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	Total
	
	1300

	
	
	
	


Der Gemeinderat plant zurzeit die Aussen-Sanierung der Mehrzweck- und Sporthalle im Schulzentrum Nidermatt (gemäss bewilligtem Planungskredit vom 6. Juni 2008 über Fr. 195'000.00). In diesem Zusammenhang wird geprüft, ob ein Teil der vorerwähnten Räume in diese Bauten integriert werden können. Für diese Arbeiten ist geplant, der Einwohner-Gemeindeversammlung vom Dezember 2010 den entsprechenden Baukredit über rund Fr. 4.0 Mio. zu beantragen. 
Arbeiten der Arbeitsgruppe Schulraumplanung
Diese Arbeitsgruppe hat sich intensiv mit der Planung auseinandergesetzt. Die in Aussicht gestellten Aenderungen wurden unter die Lupe genommen und analysiert. Möglichkeiten, wie die heutigen Schulräume genutzt werden könnten, wurden zusammengetragen und werden der heutigen Versammlung aufgezeigt. 

Auch eine Vergrösserung des heutiges Schulhauses Nidermatt III wird in Erwägung gezogen. Erste Kostenschätzungen für diesen Anbau haben Aufwendungen 
von rund 9 Mio. Franken ergeben. Der Anbau soll als Oberstufenschulhaus dienen (Subventionen vom Kanton).
Geplanter Schulpavillon. Provisorium.

An der letzten Einwohner-Gemeindeversammlung vom 04. Dezember 2009 wurde ein Verpflichtungskredit über Fr. 195'000.00 für die Errichtung eines Provisoriums  (Containers) für die Schulverwaltung, gutgeheissen. Dieser Entscheid ist in Rechtskraft erwachsen.

Da seitens der erwähnten Arbeitsgruppen sehr schnell Planungsinstrumente erarbeiten wurden, welche eine schnelle Umsetzung ermöglichen, beantragten Schulpflege und Schulleitung im März 2010, vorderhand auf diese Erstellung zu verzichten. Da mit einer Integration in bestehende Bauten relativ rasch neue Räume in Aussicht gestellt worden sind, können für diese Zeitspanne die bisherigen Räume weiter genutzt werden.

Der Gemeinderat hat diesem Antrag entsprochen, auch aus Kostengründen.

Zeitplan

[image: image2.emf]
Erwägungen

· Die eingesetzte Arbeitsgruppe ist der Überzeugung, mit den Ihnen vorlie-


genden Fakten vom BKS betreffend Schülerzahlen sowie der in Planung 
stehenden Neubauten in Birr, dass die Einwohnerzahl auch in den nächsten 


Jahren zunehmen wird. 
· Um der Bildung gerecht zu werden, sind diese Investitionen für die Zukunft 

nötig. 

· Die Schule Birr sollte ihre Attraktivität weiterhin behalten und den Auszubil-


denden zeitgemässe Ausbildungsstätten bieten. Nur so kann der Standard


gehalten - ja sogar verbessert - werden.

· Gemäss der heute geltenden rechtlichen Situation kann die Gemeinde Birr

mit einem Subventionsbeitrag für Regos-Bauten rechnen, sofern der Bedarf 

nachgewiesen ist. Aufgrund des Wachstums in unserer Region ist diese Situa-
tion gegeben. Die genaue Höhe der Subventionen bzw. deren Berechnung 
wird durch die Regos-Verordnung geregelt.
· Vom Kanton werden für Schulbauten Subventionen - gemäss den bestehen-


den, gültigen, Richtlinien, ausbezahlt.
Antrag
Genehmigung eines Projektierungskredites über Fr. 300'000.00 für die Schulraumplanung in der Gemeinde Birr.
Diskussion
Hans-Rudolf Sommer hat recherchiert und festgestellt, dass seit 2005 rund Fr. 460'000.00 für Sanierungen und Anpassungen im Pestalozzischulhaus investiert worden sind. Dadurch wurde der Betrieb der Kindergartenabteilungen gefestigt. 
Nun soll das Pestalozzischulhaus als Kindergarten sehr schnell ausgedient haben und evtl. als Dorfmuseum genutzt werden. Können wir uns dies leisten, soviel Geld für kurzfristige Nutzungen zu investieren?

Gemeinderat Alfred Hatt teilt mit, dass ein grosser Teil dieser Investitionen für Werterhaltungsarbeiten (z.B. Dachsanierung) verwendet worden sind. Auch im Gebäudeinnern wurden Arbeiten ausgeführt, welche nicht für den Kindergartenunterricht dienen. Mit diesen Investitionen konnten die Sicherheitsmassnahmen verbessert und optimiert werden.

Marcel Schoder weist auf früher besprochene Veräusserungen oder Umnutzungen von Gemeindeliegenschaften hin. Wie ist der Stand diesbezüglich?
Können wir derartige Investitionen verkraften? Aus seiner aktiven Zeit als Finanzkommissionsmitglied weiss er, welche Arten von Investitionen dauernd getätigt werden müssen.

Er ruft zur Vorsicht auf, was derartige Visionsplanungen betreffen.

Gemeinderat Alfred Hatt beantwortet das Votum von Marcel Schoder. Sicherlich wäre es möglich, aber nicht zu empfehlen, den Bau von Schulraum nicht voranzutreiben. Die Gemeinde sollte jedoch den Schülern genügend Schulraum zur Verfügung stellen, damit die Ausbildung nicht darunter leider muss.

Zudem wächst die Gemeinde Birr kontinuierlich. Zurzeit sind ca. 100 Wohneinheiten in Planung oder bereits bewilligt. 

Ein Pavillon für provisorische Schulräume würde ebenfalls hohe Kosten verursachen, doch diese Nutzungen wären nicht langfristig gewährleistet.

Ueber die detaillierte Investitionsform müssen noch Beratungen durchgeführt werden. Evtl. müsste man auch beim Kanton bezüglich der Gewährung eines zinslosen Darlehens vorstellig werden.

Vorerst sollte jedoch der Planungskredit bewilligt werden, damit die Planungsarbeiten ausgeführt werden können. 
Adriana Carrara dankt dem Gemeinderat - namens der Schulpflege - für die Unterstützung. Die Anliegen der Schulpflege werden wahrgenommen. Beide Behörden sind bemüht, optimale Grundlagen zu schaffen, dass unsere Kinder auch längerfristig in Birr richtig ausgebildet werden können.

Fritz Emmenegger möchte wissen, wie die Kinder vom Oberdorf in den Kindergarten in der Nidermatt oder in der Wyde gelangen, sofern der Betrieb im Pestalozzischulhaus aufgehoben wird. Wird ein Schulbus organisiert oder müssen die Eltern ihre Kinder in den Kindergarten chauffieren?

Gemeinderat Alfred Hatt antwortet, dass die Einführung eines Schulbusses nicht geplant sei. So genannte Elterntaxis existieren bereits heute. Es stellt sich auch hier die Frage nach der Notwendigkeit, können die Schüler den Schulweg nicht alleine absolvieren? Zudem ist auch die Planung für die Einführung von "Tempo 30 " auf Gemeindestrassen nicht abgeschlossen. Dies würde die Verkehrssicherheit auch erheblich verbessern. 

Peter Gruner befürwortet die Schulraumplanung. Den Kindern sollen genügend und optimale Schulräume angeboten werden können.

Um sich ein besseres Bild über die Gemeinde verschaffen zu können, möchte der Sprechende vom Gemeinderat Aussagen über die Zukunft der Gemeinde. Wie sieht Birr mittel- und kurzfristig aus? Nebst dem Schulraum werden sicher noch weitere Probleme - sprich Investitionen - auf uns zukommen.

Gemeinderat Alfred Hatt verweist bezüglich der Zukunft von Birr auf das nächste Traktandum "Strategie", welches von Vizeammann André Guillet vorgetragen wird. Seitens des Gemeinderates sind sicherlich Konzepte und Visionen für die Zukunft der Gemeinde vorhanden.
Eine weitere Diskussion wird nicht verlangt.

Abstimmung

Dem behördlichen Antrag wird mit 93 Ja- zu 31 Nein-Stimmen grossmehrheitlich zugestimmt.
7.  Strategie. Verpflichtungskredit
Die Erläuterungen zu diesem Traktandum werden durch Vizeammann André Guillet erteilt.

Informationen gemäss Botschaft/Versammlungsvorlage

Ausgangslage
Die Entwicklung der Gemeinde Birr über die letzten 20 Jahre stösst in allen Belangen an ihre Grenzen. Die Entfaltungsmöglichkeiten der Gemeinde sind wenig verheissungsvoll und gründen auf der angespannten finanziellen, kritischen demographischen, der eingeschränkten steuerlichen und der schwierigen arbeitsmarktlichen Situation.

Letzteres belastet die sozialen Ausgaben der Gemeinde enorm. Da die Gemeinde Birr die anstehenden Investitionen auch mit Steuererhöhungen kaum länger selber tragen kann, soll eine Analyse erstellt werden, welche die finanzielle Situation, die Neubelastung und die vorhandenen Risiken in einem sensitiven Modell wiedergibt. Auf dieser Grundlage sollen in einer zweiten Phase alle Möglichkeiten der Gemeinde ausgelotet werden, welche ihre Belastung senken und ihr eine Basis für neue Entfaltungsmöglichkeiten bietet.

Dies ist zwingend, um die Zukunft im Sinne einer Nutzung der Chancen weiterhin eigenständig gestalten zu können.

In einer ersten Phase sollen mit Analysen, fokussiert auf die Bereiche
· Erziehung, Bildung

· Soziale Wohlfahrt

· Finanzen und Steuern

· Raumplanung und Verkehr

die Themen
· Demographie

· Arbeitsmarkt

· anstehende Investitionen

· Risiken

erfasst und die Entwicklungstendenzen zum Status Quo herauskristallisiert werden. Dazu soll ein Risikoaggregationsmodell aufgebaut werden, welches erlaubt, die vorgegebene Situation zu analysieren, das aber auch zu einem späteren Zeitpunkt für die Bewertung möglicher Potentiale eingesetzt und letztlich auch für den Aufbau einen Risiko Managements genutzt werden kann.

Beratungsmandant
Der Gemeinderat ist bei der Erstellung dieser Analysen auf fachmännische Unterstützung angewiesen. Mit Dr. Beat Willimann von der Firma Business Risks GmbH kann diese geboten werden. Business Risks verfügt über langjährige Erfahrungen in der öffentlichen Verwaltung. Dank Ausbildung in Mathematik, Betriebswirtschaft, Finanzwirtschaft und Informatik, sind deren Mitarbeiter in der Lage, eine umfassende und ganzheitliche Beratung anzubieten.

Prozess / Projekt

	Prozessschritt
	Projektschritt
	Zeitaufwand Business Risks

	Schritt 1
	Einführung in die Buchführung der Gemeinde
	1 Tag

	Schritt 2
	Definition des genauen Analyseumfeldes
	1-2 Tage

	Schritt 3
	Abklärungen zu Risikoaggregationsmodell für Prognoseerstellung treffen
	0.5 Tage

	Schritt 4
	Definition der Zahlenreihen zum Analyseumfeld
	1-2 Tage

	Schritt 5
	Analyse Zahlenmaterial
	2-3 Tage

	Schritt 6
	Bau des Risikoaggregationsmodells
	4-5 Tage

	Schritt 7
	Erstellung der Simulationsrechnungen
	1 Tag

	Schritt 8
	Erstellung Bericht
	2 Tage

	
	
	

	Max. Zeitaufwand
	
	12.5-16.5 Tage


Honorar
Es wird nur die effektiv geleistete Arbeit verrechnet. Aufgrund des vorstehend beschriebenen Projektablaufes und Zeitaufwandes ist mit maximalen Investitionskosten von Fr. 27'000.00 zu rechnen. Der Auftrag kann jederzeit gemäss Art.  404 OR gekündigt werden.

Würdigung
Der Gemeinderat befürwortet das geplante Projekt. Mit einem Risikoaggregationsmodell erhält er ein Werkzeug, welches aufzeigt, in welchen Bereichen welche Massnahmen zur  Verbesserung der finanziellen Situation der Gemeinde Birr getroffen werden müssen.

Informationen des Ressortverantwortlichen an der Versammlung:

Birr wird schon seit längerem von einer ansehnlichen Schuldenlast geplagt. Mit dem vorerwähnten Strategiepapier oder einem Risikokataster sollen alle vorhandenen, möglichen Daten der Gemeinde Birr erfasst werden, z.B. Verwaltung, Gebühren, Infrastrukturen, Schulgelder, Materielle Hilfe etc.
Die getätigten, bekannten, aktuellen und bereits beschlossenen Ausgaben und Investitionen sollen analysiert werden. Schlussendlich sollen die Kosten ermittelt werden, welche alle Einwohner von Birr verursachen.

Damit der Betrieb in der Gemeinde funktionieren kann, müssen einerseits verschiedene Investitionen (z.B. Strassen- und Gebäudebauten, Freizeit- und Sportanlagen) für die Anschaffung und den Betrieb getätigt werden. Anderseits verursachen diese Investitionen auch Unterhaltskosten, welche das Gemeindebudget belasten. Zudem werden die Gemeinden vielfach mit Ausgaben belastet, welche nicht planbar oder durch eidgenössische oder kantonale Vorgaben Gesetzgebungen 
aufgezwungen werden. In Birr bilden zudem die Ausgaben gemäss Sozialgesetzgebung (materielle Hilfe) einen sehr hohen Ausgabenanteil.

Der Sprechende erwartet, dieses Ausgabenvolumen besser "in den Griff zu bekommen". Eine derartige Analyse hätte schon einiges früher - idealerweise vor 15 bis 20 Jahren - durchgeführt werden sollen.

Die geplanten oder in Aussicht gestellten Nettoinvestitionen für die nächsten sieben Jahre belaufen sich auf rund 15 Mio. Franken. In sämtlichen Bereichen sind Anstiege zu erwarten, die Schülerzahlen steigen und auch die Inkraftsetzung des neuen Pflegegesetzes mit erheblichen Mehrkosten für die Gemeinden steht bevor. 
Der Sprechende ist zudem der Ansicht, dass auch von der ALSTOM in den nächsten Jahren tiefere Einnahmen von Aktiensteuern zu verbuchen sind, die Finanzkrise hat auch hier ihre Spuren hinterlassen, das Auftragsvolumen bei dieser Firma sinkt. Die Steuereinnahmen der natürlichen Personen stagnieren und auch die Ansiedlung von neuen Gewerbebetrieben ist nicht möglich, da kein nutzbares Industrie- und Gewerbeland zur Verfügung steht. Auf unserem Industriegebiet wird Kies abgebaut, Grund und Boden kann vorderhand nicht überbaut werden.
Für die Gemeinde stehen regelmässig Ausgaben an, welche die Werterhaltung der Gebäude und Werke fördern. Derartige Investitionen dürfen nicht allzu lang hinausgezögert werden, ansonsten steigen die Sanierungskosten noch weiter an. 

Der aktuelle Birrer-Steuerfuss von 110 % liegt im Kanton Aargau leicht über dem kantonalen Mittel. Der Steuerfuss gilt jedoch bei vielen Personen als Entscheidungsgrundlage ob sie in unsere Gemeinde ziehen oder nicht. Dieser Steuerfuss könnte sicher gehalten werden, wenn auf die geplanten Investitionen verzichtet wird, und die vorerwähnten Ausgaben und Gebühren nicht ansteigen. 

Birr hat einen jährlichen Finanzbedarf von ca. 12 Mio. Franken, damit der heutige Standard der Gemeinde finanziert werden kann. Dies entspricht Fr. 2'850.00 Steuern pro Einwohner. Sieht man von den Einnahmen der Aktiensteuern (zurzeit ca. 2.5 Mio. Franken pro Jahr) ab, beträgt der Pro-Kopf-Anteil Steuern Fr. 1'580.00. 

Damit die vorerwähnten Investitionen getätigt werden können, müsste der Steuerfuss erhöht und eine Neuverschuldung in Kauf genommen werden. Eine markante 
Steuerfusserhöhung bis zu 135 % könnte wohl nicht umgangen werden. Wir sollten aber auch als Wohngemeinde attraktiv sein. Mit diesen finanziellen Grundlagen wäre dies auszuschliessen. Da die neu anfallenden Zinsen auch wieder die Ausgaben belasten, können keine Schuldentilgungen vorgenommen werden. 

Der Gemeinderat erwartet, mit dem Projekt Strategie gegen die erwähnten finanziellen Nachteile vorbeugen zu können. Es soll auch aufgezeigt werden, wie sich Birr mit einer weiteren Erhöhung der Einwohnerzahl demografisch entwickelt. 

Von den Banken Geld zu erhalten ist nicht einfach. Bevor die Geldinstitute Kredite gewähren, wollen sie detailliert wissen, für was und wie investiert werden soll. 

Eine weitere Möglichkeit wäre die Fusion mit einem finanzkräftigen Partner (siehe Baden/Neuenhof). Doch wer sich auskennt im Eigenamt, der weiss, dass dies nicht einfach ist. 

Schlussendlich wollen wir miteinander einer geordneten Zukunft entgegengetreten. Doch mit den heutigen Mitteln ist dies nicht möglich. Damit die in Aussicht gestellten Investitionen finanzierbar sind, müssen zusätzliche Einnahmenquellen generiert werden. Die jetzigen Einnahmen reichen nur für die Bestreitung des heutigen Standards aus. 

Antrag
Genehmigung eines Verpflichtungskredites von Fr. 27'000.00 für die Erarbeitung eines Strategiepapiers für die Gemeinde Birr.

Diskussion
Patrick Güller ist schockiert über die soeben gehörten Aussagen eines Behördenmitgliedes. Er sei vor zwei Jahren wieder nach Birr gezogen. Muss er diesen Schritt nun bereuen? Wurde die finanzielle Situation der Gemeinde Birr bis anhin nicht richtig dargelegt?

Gemeindeammann Markus Büttikofer möchte die Aussagen seines Ratskollegen etwas relativieren. Birr muss nicht Angst um die Existenz haben. In der heutigen Zeit müssen die Gemeinde mehr Aufgaben erfüllen und auch investieren. Viele Ausgaben sind jedoch fassbar und können auch gesteuert werden. Immer mehr Ausgaben werden "von oben herab "diktiert. Wir werden auch beim Kanton wegen dieser Situation vorstellig werden. Auch andere Gemeinden stehen vor denselben Problemen.  

Mit der vorerwähnten Analyse wollen wir feststellen, welche Optimierungsmöglichkeiten möglich sind. 

Im Eigenamt werden bereits heute diverse Aufgaben gemeinsam gelöst. Die Kosten werden meistens nach der Einwohnerzahl aufgeteilt. Da Birr im Eigenamt einwohnermässig die grösste Gemeinde ist, sind unsere "Pro-Kopf-Beiträge" am Höchsten.

In Birr wird viel günstiger Wohnraum angeboten. Dadurch wird vielen Personen und Familien mit begrenztem finanziellem Potenzial die Möglichkeit zum Wohnen und Leben geboten. 

Ursula Kupferschmid-Sturzenegger erinnert an vergangene Zeiten, wo der Steuerfuss einiges höher (bis zum 128 %) war. Viele Investitionen (z.B. Schulbauten) wurden getätigt. Vieles konnte realisiert werden, auch mit noch weniger Einnahmen. Die Schulden betrugen teilweise bis zu 20 Mio. Franken. Birr hat aber immer überlebt.
Den vorerwähnten Verpflichtungskredit unterstützt sie. Das Strategiepapier soll klare Erkenntnisse für die Zukunft aufweisen. Tatsachen sollen aufgezeigt und den Bürgern dargelegt werden. 
Eine weitere Diskussion wird nicht verlangt.

Abstimmung

Dem behördlichen Antrag für die Gutheissung eines entsprechenden Verpflichtungskredites über Fr. 27'000 wird grossmehrheitlich zugestimmt.
8.
Verschiedenes
Gemeindeschreiber Martin Maumary informiert über die anstehenden Änderungen bei der Führung des Betreibungsamtes Birr. Der derzeitige Amtsinhaber, Rudolf Ruckstuhl, geht per 31. Dezember 2010 in Pension. Für das Betreibungsamt müssen ein neuer Vorsteher und ein neuer Stellvertreter gewählt werden. Diese müssen die Voraussetzungen zur Ausübung dieses Amtes erfüllen.
Der Gemeinderat strebt eine regionale Lösung mit dem sogenannten "Sportelsystem" an. Verhandlungen wurden bereits geführt. Eine Einigung naht. Die Bevölkerung wird diesbezüglich in den Gemeindemitteilungen zu gegebener Zeit informiert.

Gemeindeammann Markus Büttikofer informiert über folgende Themen:

· Beim Projekt "ZuBi" (Zusammenarbeit Birr-Birrhard/Birrfeld) wirken seit März 2010 die verschiedenen Facharbeitsgruppen. Alle Bereiche der Gemeinde werden überprüft. Die Facharbeitsgruppen treffen sich am 21. Juni 2010 zu einem Gedankenaustausch. Die Ergebnisse müssen bis Ende Dezember 2010 der Projektleitung eingereicht werden.

· Die Gemeindeversammlungsbroschüre, im Speziellen das Rechnungsbüchlein wurde für diese Versammlung nochmals in der bisherigen Form gedruckt. Änderungen wurden jedoch bereits beim Protokoll, der Einbürgerungsvorlage und dem Rechenschaftsbericht vorgenommen. Über die definitive, zukünftige Zustellungsart, soll an der nächsten Gemeindeversammlung befunden werden.

· Die Altersausfahrt 2010 fand wiederum am Mittwoch vor Auffahrt statt. Rund 140 Personen reisten mit drei Reisecars bei gutem Wetter durchs Baselbiet und das Fricktal. 
· Am Samstag, 23. Oktober 2010, laden Gemeinderat und Forstpersonal wiederum zum Waldarbeitstag ein. Die EinwohnerInnen werden ersucht, sich diesen Termin vorzumerken und aktiv daran teilnehmen.

· Die Anlässe der Kulturkommission Birr werden seit 2010 auch von der Gemeinde Lupfig mitfinanziert. Der Gemeinderat freut sich über diese Zusage.

Wortmeldungen aus der Versammlung werden nicht gewünscht.

Da die Ortsbürger-Gemeindeversammlung vorgängig stattgefunden hat, sind die Versammlungen beendet.

Der Vorsitzende lädt alle Versammlungsteilnehmer zu "Wurst, Brot und Bier" ein. Der Imbiss wurde wiederum vom Team der Wernli-Metzg und von den Mitarbeitern des Bauamtes vor- und zubereitet. Die Kuchen wurden von der Schule Birr zubereitet.

Der Gemeindeammann bedankt sich bei allen StimmenzählerInnen für ihre Mitwirkung an den heutigen Versammlungen. Ein weiterer Dank gilt dem Hauswartehepaar Wernli sowie Bühnenmeister Peter Dössegger für die Herrichtung des Versammlungslokals und die Betreuung der Technik.

Allen Anwesenden wünscht der Vorsitzende bereits heute schöne Ferien und eine erholsame Sommerzeit und vorerst viel Vergnügen bei der kurz bevorstehenden Fussball-Weltmeisterschaft mit Schweizer-Beteiligung (Applaus aus der Versammlung).

Schluss der Versammlung:
22.03 Uhr.
Der Gemeindeammann:
Der Gemeindeschreiber:

Sig. Markus Büttikofer
Sig. Martin Maumary
Rechtskraftbescheinigung

Nach unbenütztem Ablauf der Referendumsfrist sind sämtliche Beschlüsse der Einwohner-Gemeindeversammlung vom 04. Juni 2010 - am 12. Juli 2010 -  in Rechtskraft erwachsen.
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